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1 Einleitung 

In den ersten 25 Jahren nach dem Ende des Kalten Krieges konnte die deutsche 
Bevölkerung beobachten, wie sich die Bundeswehr von einer reinen Verteidi-
gungsarmee zu einer Armee im Auslandseinsatz wandelte. Anders als während 
des Ost-West-Konflikts befürchtet, wurde nicht die norddeutsche Tiefebene zum 
Einsatzgebiet, sondern der Balkan, der Nahe Osten, der Hindukusch und das Horn 
von Afrika. Nicht die Landesverteidigung war dort die unmittelbare Aufgabe, son-
dern die Sicherung von Waffenstillständen und Seefahrtsrouten, die Unterstützung 
und Durchführung von Luftangriffen auf Bodenziele sowie die Aufstandsbekämp-
fung. Aktionsradius und Aufgaben der Bundeswehr haben sich auf eine Art und 
Weise ausgeweitet und gewandelt, wie es kurz nach der Wiedervereinigung wohl 
die wenigsten Experten erwartet hätten. 

Bis zum Ende des Kalten Krieges und der Wiedervereinigung folgte die Au-
ßen- und Sicherheitspolitik der Bundesrepublik zwei Prinzipien, die sich in dieser 
Zeit harmonisch ergänzten. Die Kombination aus dem vollständigen Verzicht auf 
den Einsatz militärischer Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele jenseits der 
Landesverteidigung (Antimilitarismus) und die konsequente Koordination des ei-
genen außenpolitischen Handelns mit den NATO-Bündnispartnern (Multilatera-
lismus/Atlantizismus)1 ergab sich zum einen aus den Rahmenbedingungen des in-
ternationalen Systems (bipolare Welt, deutsche Teilung, Bundesrepublik als 
Frontstaat im Ost-West-Konflikt), zum anderen als bewusst gezogene Konsequenz 
aus der verheerenden deutschen Außenpolitik der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts.  

Nach Ende des Kalten Krieges und der Wiedervereinigung gerieten die Leit-
prinzipien Antimilitarismus und Multilateralismus in Konflikt. Die Bündnis-
partner forderten nun, die Bundesrepublik müsse ihre Sicherheitspolitik den neuen 

1  Die Ausdrücke „Antimilitarismus“ und „Multilateralismus“ werden in der Literatur unterschied-
lich verwendet. Weitere Bedeutungsdimensionen von Antimilitarismus (und dem Gegenpol Mi-
litarismus) sind beispielsweise Haltungen zur Institution Bundeswehr im Allgemeinen und zur 
Durchdringung der Gesellschaft mit traditionell militärischen Prinzipien (z.B. straffe Hierar-
chien, Befehl und Gehorsam) (z.B. Cohrs 2004; D'Agostino 1995; von Bredow 2008). Mit Mul-
tilateralismus wird zudem oft eine faire, konsensorientierte Form der außenpolitischen Entschei-
dungsfindung bezeichnet, die vorzugsweise im Rahmen internationaler Organisationen stattfin-
det (siehe etwa Ash 1994; Baumann 2006; Keohane 1990; Ruggie 1993). Um den spezifischen 
inhaltlichen Fokus des hier verwendeten Multilateralismus-Konzepts zu verdeutlichen, wird im 
Folgenden meist der Ausdruck „Atlantizismus“ (Asmus et al. 2005) verwendet. Siehe das fol-
gende Kapitel für eine genaue Beschreibung der verwendeten Konzepte. 

© Springer Fachmedien Wiesbaden 2017
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Rahmenbedingungen des internationalen Systems anpassen und mehr Verantwor-
tung übernehmen – auch im militärischen Bereich. Wollte die Bundesrepublik 
dem Prinzip des Antimilitarismus treu bleiben, musste sie sich gegen ihre Bünd-
nispartner wenden und so mit dem Prinzip des Multilateralismus brechen; den 
Wünschen ihrer Bündnispartner nachzukommen, bedeutete dagegen, den Weg des 
strikten Antimilitarismus zu verlassen. 

In Anbetracht der zahlreichen Auslandseinsätze, in die die Bundeswehr in 
den letzten zwanzig Jahren geschickt wurde, kann von einem strikten Verzicht auf 
den Einsatz militärischer Mittel jenseits der eigenen Landesgrenzen keine Rede 
mehr sein. Somit ließ sich für die 90er Jahre ein Wandel der deutschen Außenpo-
litik und (der Hierarchie) ihrer Leitprinzipien konstatieren, der in der Relativie-
rung des Antimilitarismus zugunsten des Multilateralismus lag. Angesichts der in-
ternationalen Nachfrage nach einem Engagement der Bundeswehr bei multilateral 
geführten Militäraktionen waren deutsche Bundesregierungen eher bereit, diesen 
Forderungen nachzukommen als sie auszuschlagen (Baumann und Hellmann 
2001; Risse 2004). 

Dies ging mit einem Wandel der Begründungs- und Rechtfertigungsmuster 
einher. Im Kern wurde die Frage nach den Auslandseinsätzen der Bundeswehr – 
von Bundesregierungen unterschiedlicher parteipolitischer Zusammensetzung – 
zu Tests der Bündnisfähigkeit, der Solidarität und des Verantwortungsbewusst-
seins deutscher Außenpolitik erklärt. Gerade die veränderte Deutung der Idee von 
Deutschlands „Verantwortung“ beziehungsweise „Verpflichtung“ in der Außen- 
und Sicherheitspolitik diente immer wieder als Rechtfertigung für eine sukzessive 
Ausweitung der Einsatzmöglichkeiten der Bundeswehr jenseits der eigenen Lan-
desgrenzen. Galt vor Ende des Kalten Krieges der Antimilitarismus als verantwor-
tungsvolle Lehre aus Deutschlands historischen Erfahrungen mit zwei verschul-
deten und verlorenen Weltkriegen, wurde nach 89/90 mit Verweis auf die gleichen 
historischen Erfahrungen gerechtfertigt, dass die Bundeswehr sehr wohl an multi-
lateralen militärischen Einsätzen teilnehmen sollte (Berger 2002; Hellmann et al. 
2008; Longhurst 2004). 

Mit dem Einsatz am Hindukusch wurde allerdings nicht jegliche Zurückhal-
tung beim Einsatz militärischer Mittel aufgegeben. Dies zeigte sich bereits am Fall 
des Irak-Konflikts im Jahr 2003. Mit dem Hinweis, dass über deutsche Außenpo-
litik in Berlin entschieden werde und man sich nicht an militärischen Abenteuern 
beteiligen werde, bezog Bundeskanzler Schröder eine klare und wenig diplomati-
sche Position, die zu erheblichen Spannungen mit dem transatlantischen Partner 
USA führte. In diesem Fall war Deutschland prominenter, jedoch nicht einziger, 
Kritiker der aggressiven amerikanischen Irak-Politik. Auch Frankreich und andere 
NATO-Länder teilten diese Position, so dass der Irak-Konflikt zwar ein Novum in 
Hinblick auf die Art und Weise darstellte, wie der westlichen Führungsmacht die 
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– je nach Lesart – Solidarität oder Gefolgschaft verweigert wurde, nicht jedoch als 
Indiz einer allgemeinen Abkehr vom Prinzip des Multilateralismus gelten musste 
(Maull 2005). Anders wurde die deutsche Libyen-Politik 2011 bewertet 
(Hellmann 2011; Müller 2011; Rühl 2011; Stahl 2012; Winkler 2011). Deutsch-
land verweigerte hier nicht nur einen eigenen substanziellen Beitrag zur Durchset-
zung einer Flugverbotszone über Libyen; als einziges Land der westlichen Welt 
enthielt sich Deutschland im UN-Sicherheitsrat der Stimme bei der Abstimmung 
über die Resolution, die diese Intervention völkerrechtlich legitimieren sollte. 
Bundeskanzlerin Merkel begründete die deutsche Haltung mit der Gefahr, sich mit 
dem Einrichten einer Flugverbotszone auf eine „schiefe Ebene“ zu begeben, die 
leicht zu einem weiteren langwierigen Einsatz mit Bodentruppen und ungewissem 
Ausgang führen könne (Merkel 2011). Viele Beobachter werteten dies als Anzei-
chen für einen erneuten Wandel deutscher Außen- und Sicherheitspolitik im Sinne 
einer Abschwächung des Prinzips des Multilateralismus und eines relativen Be-
deutungszuwachses des Antimilitarismus (Kundnani 2011; Müller 2011). Zu die-
ser Diagnose passt der Umstand, dass die Bundesregierung auf die jüngsten Ver-
werfungen in Syrien zunächst zurückhaltend reagierte und keinerlei Anzeichen 
zeigte, den „Islamischen Staat“ (IS) gemeinsam mit den Bündnispartnern militä-
risch bekämpfen zu wollen. Die Terroranschläge am 23. November 2015 in Paris 
und die folgende Entscheidung, deutsche Soldaten nach Syrien zu entsenden, ha-
ben jedoch gezeigt, dass Antimilitarismus nach wie vor unter bestimmten Bedin-
gungen zugunsten der Bündnisorientierung in den Hintergrund treten kann. 

 
 

1.1 Öffentliche Meinung und der Wandel deutscher Außenpolitik 
 

Dieses Buch geht der Frage nach, wie die deutsche Bevölkerung auf den Wandel 
der deutschen Außenpolitik reagierte. Zu diesem Zweck wird untersucht, auf wel-
cher Grundlage die Deutschen entschieden, ob sie konkreten Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr zustimmten oder diese ablehnten. Es wird ein theoretisches Mo-
dell entwickelt, in dem die Einstellungsbildung auf der Individualebene eng mit 
dem gesellschaftlichen Kontext verknüpft ist. In Anbetracht der vorherrschenden 
außenpolitischen Doktrin, in der die Prinzipien Antimilitarismus und Multilatera-
lismus (Atlantizismus) eine überragende Bedeutung haben, wird angenommen, 
dass die Deutschen Grundhaltungen zu ebendiesen Prinzipen aufwiesen, und er-
wartet, dass diese zentrale Erklärungsfaktoren der Bevölkerungseinstellungen zu 
konkreten Auslandseinsätzen der Bundeswehr darstellten. Außerdem sollte der re-
lative Einfluss der Grundhaltungen von der relativen Salienz beeinflusst werden, 
welche die Prinzipien in den öffentlichen Debatten hatten. Die Evolution der 
Rechtfertigungsmuster deutscher Auslandseinsätze legt dann nahe, dass auch die 
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Einstellungsbildung zu den verschiedenen Einsätzen einer Entwicklung unterlag. 
Antimilitaristische Grundhaltungen sollten die Einstellungsbildung demnach zu 
Beginn der 90er Jahre dominiert haben. Multilateralismus und insbesondere die 
Bündnisorientierung sollten dann wichtiger geworden sein, bevor im Zuge des 
Irak-Konflikts und der zunehmend schwierigen Lage in Afghanistan Antimilita-
rismus wieder zur wichtigsten Determinante der Einstellungen zu Auslandseinsät-
zen der Bundeswehr wurde.2 Da Ostdeutsche nach der Wiedervereinigung zu-
nächst weniger vertraut mit der vorherrschenden außenpolitischen Doktrin 
Deutschlands gewesen sein sollten als Westdeutsche, sagt das Modell zudem Un-
terschiede in der grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung zwischen Bürgern 
der beiden Landesteile voraus, die sich im Zeitverlauf jedoch abschwächen sollten. 

Bislang ist wenig darüber bekannt, ob und wie sich die Erklärungsfaktoren 
der Unterstützung von Auslandseinsätzen der Bundeswehr in den letzten 25 Jahren 
verändert haben. Die wenigen Beiträge, die sich mit der Erklärung der deutschen 
öffentlichen Meinung3 zu dieser Sachfrage befasst haben, beziehen sich entweder 
nur auf einen einzigen Zeitpunkt (z.B. Jedinger und Mader 2015; Schoen 2006a, 
2006b) oder einen relativ kurzen Zeitraum (z.B. Asmus 1994; Juhász 2001; Mader 
2015a). Diese Studien können somit nur ein äußerst unvollständiges Bild darüber 
liefern, wie sich die Deutschen in unterschiedlichen Kontexten eine Meinung zu 
dieser Sachfrage gebildet haben (siehe jedoch Rattinger et al. 2016). Die Entwick-
lung der öffentlichen Debatte über die Einsätze seit Anfang der 90er Jahre bis 
heute wirft jedoch die Frage auf, ob sich auch die Erklärungsfaktoren der Bevöl-
kerungseinstellungen im Zeitverlauf verschoben haben.  

Anders als hierzulande ist die Erforschung außenpolitischer Bevölkerungs-
einstellungen in den USA eine ausgewachsene Subdisziplin, die ein breites Spekt-
rum theoretischer Perspektiven entwickelt, beziehungsweise auf diesen spezifi-
schen Gegenstand angewendet hat. Prädispositionen zu Kernprinzipien der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik stehen dort bei der Erklärung der öffentlichen Unter-
stützung militärischer Einsätze nicht im Fokus des Interesses. Die wissenschaftli-
che Auseinandersetzung kreist vielmehr um die Frage, ob eher parteipolitische und 
ideologische Loyalitäten (z.B. Berinsky 2009; Berinsky und Druckman 2007; 
Gaines et al. 2007; Oneal et al. 1996; Zaller 1992, 1994) oder einsatzspezifische 
Überzeugungen über Ziele (Jentleson 1992; Jentleson und Britton 1998), Erfolg 

                                                 
2  Dabei ist nicht auszuschließen, dass die relative Bedeutung der Grundhaltungen in einzelnen 

Fällen von dieser Entwicklung abwich. Andere, fallspezifische Aspekte der öffentlichen Debatte 
können das Einflussverhältnis beeinflusst und den Trend überlagert haben.  

3  Öffentliche Meinung wird hier als Verteilung der Bevölkerungseinstellungen zu einem Thema 
und einem Zeitpunkt verstanden und ist somit konzeptionell distinkt von veröffentlichter Mei-
nung und den Positionen politischer Eliten. Siehe hierzu ausführlich beispielsweise Rattinger 
(2007) und Endres et al. (2015b). 
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(Eichenberg 2005; Gelpi et al. 2009) und Opferzahlen (Gartner und Segura 1998; 
Mueller 1973; Myers und Hayes 2010) die Bevölkerungseinstellungen beeinflus-
sen. Diese Ansätze dürften für deutsche Bevölkerungseinstellungen jedoch eine 
geringe Erklärungskraft besitzen, weil der deutsche Kontext ein gänzlich anderer 
ist als der amerikanische, in dem diese entwickelt und auf den sie angewendet 
wurden. 

Die öffentlichen Debatten über Militäreinsätze kreisen in Deutschland selten 
um pragmatische, einzelfallgebundene Argumente sondern – wie bereits beschrie-
ben – fast ausschließlich um grundlegende Prinzipien. Anders als in den USA ist 
das „nationale Interesse“ in Deutschland keine akzeptierte Kategorie, weshalb die 
pragmatische Abwägung von Kosten (im Sinne von Geld und Menschenleben) 
und Nutzen (Erfolgswahrnehmungen und Ziele) bei Diskussionen über konkrete 
Militäreinsätze selten im Vordergrund steht. Mit anderen Worten geht die An-
nahme, dass die dominierenden Ansätze der (amerikanischen) Subdisziplin für die 
Erklärung deutscher Bevölkerungseinstellungen weniger geeignet sind, auf die 
kontextspezifischen Eigenschaften des deutschen Falls zurück. Vorliegende Bei-
träge, in denen die relative Bedeutung von Grundhaltungen auf der einen und par-
teipolitischen Loyalitäten und einsatzspezifischen Wahrnehmungen auf der ande-
ren Seite für einzelne Zeitpunkte direkt untersucht wurde, stützen diese Vermu-
tung (Jedinger und Mader 2015; Mader 2015a; Mader und Fiebig 2015).4 

Gleichzeitig knüpft dieses Buch an zentrale Felder der (außenpolitischen) 
Einstellungsforschung an. Dies ist zum einen jenes, welches die Struktur außen-
politischer Einstellungssysteme systematisch zu erfassen sucht und in diesem Zu-
sammenhang bereichsspezifische Grundhaltungen als zentrale ordnende Disposi-
tionen identifiziert hat (Chittick und Freyberg-Inan 2001; Holsti 1979; Hurwitz 
und Peffley 1987; Rathbun 2007; Wittkopf 1990). Zum anderen haben zahlreiche 
Beiträge gezeigt, dass Grundhaltungen wichtige Erklärungsfaktoren politischer 
Sachfrageorientierungen sind (Feldman 1988; Goren 2001; Peffley und Hurwitz 
1985). Zudem wird die Idee aufgegriffen, dass die öffentliche Meinung nicht zu-
letzt als Echo politischer Diskurse zu verstehen ist (Key 1961; Zaller 1992). Wäh-
rend außenpolitische Debatten in den USA zumindest seit dem Vietnam-Krieg 
häufig entlang von Parteilinien verliefen und die außenpolitischen Einstellungs-
systeme der Bürger dort in Abhängigkeit grundlegender parteipolitischer und ide-
ologischer Identitäten strukturiert sind (z.B. Berinsky 2009; Gaines et al. 2007; 

                                                 
4  Hierbei ergaben sich zum Teil substanzielle Effekte insbesondere der Erfolgswahrnehmung auf 

die Unterstützung des Afghanistan-Einsatzes. Gleichzeitig wurden diese Wahrnehmungen selbst 
jedoch stark von den bereichsspezifischen Grundhaltungen, insbesondere Antimilitarismus, be-
einflusst. Insofern beziehen sich die Aussagen zu den relativen Effektstärken auf den totalen (bei 
Grundhaltungen) beziehungsweise eigenständigen (bei Erfolgswahrnehmungen) Erklärungsbei-
trag dieser Konzepte. 
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Hurwitz und Peffley 1987; Nincic und Ramos 2010; Wittkopf 1986), waren der-
artige Auseinandersetzungen in Deutschland bislang fast nie in großer Intensität 
zu beobachten. Zwar existierte mit der PDS und ihrer Nachfolgepartei Die Linke 
zu jedem Zeitpunkt ein parteipolitischer Akteur, der dezidiert antimilitaristische 
Positionen vertrat und die übrigen Parlamentsparteien heftig kritisierte, wenn diese 
Auslandseinsätze unterstützten und beschlossen. Der Einfluss dieser Partei war 
jedoch nicht hinreichend groß, um öffentliche Debatten über die von den übrigen 
Parteien vertretenen Positionen zu erzwingen. Folglich ist nicht zu erwarten, dass 
die öffentliche Meinung hierzulande ein Echo parteipolitischer Debatten darstellt, 
sondern dass sie die relative Salienz antimilitaristischer und multilateralistischer 
Argumente widerspiegelt. 

Die Struktur der öffentlichen Debatten in Deutschland wirft zudem die Frage 
auf, ob die intra-individuelle Konstellation bereichsspezifischer Grundhaltungen 
spezifische Auswirkungen auf die Einstellungsbildung hatte. Wie geschildert führ-
ten die widersprüchlichen Implikationen von Antimilitarismus und Multilateralis-
mus auf der Elitenebene zu einem latenten und zuweilen akuten Prinzipienkon-
flikt, der die Entscheidungsfindung über eine deutsche Beteiligung an multilatera-
len Militäreinsätzen für die verantwortlichen Akteure extrem erschwerte. Lassen 
sich ähnliche Konfliktzustände auch bei den Bürgern feststellen? Diese Frage ist 
für außen- und sicherheitspolitische Einstellungen, zumal deutsche, bislang nicht 
untersucht worden. Grundsätzlich lässt sich diagnostizieren, dass der Ableitungs-
prozess spezifischer Einstellungen aus Prädispositionen vergleichsweise uner-
forscht ist. So konstatiert Stanley Feldman (2003: 489), „[t]here is still little theory 
that specifies how values or value structures should be related to political atti-
tudes…While there may be a strong intuition about these relationships, there is no 
theory that generates such predictions”. Auf diesen blinden Fleck weist beispiels-
weise auch John Zaller hin, der gemeinsam mit Feldman eines der einflussreichs-
ten Modelle politischer Einstellungsbildung formuliert hat (Feldman und Zaller 
1992; Zaller 1992). Demnach sei eine Erweiterung des sogenannten RAS-Modells 
zu einem „Receive-Accept-Integrate-Sample“-Modell wünschenswert (Zaller 
1992: 280-281).5 

Das RAS-Modell (Zaller 1992: 49) geht, ebenso wie beispielsweise das Wer-
terwartungsmodell der Einstellungsbildung (Fishbein & Ajzen 1975: 29), von ei-
ner kompensatorischen Bewertung des Einstellungsobjekts aus: Bei der Einstel-
lungsbildung wird demnach aus allen Überlegungen, die in einer Bewertungssitu-
ation aktiviert werden, ein gewichteter Durchschnitt gebildet. Überlegungen, die 
eine negative Bewertung des Objekts implizieren, werden also verrechnet mit 
Überlegungen, die eine positive Bewertung implizieren. Beispielsweise werden 

                                                 
5  Siehe für eine ausführliche Diskussion das folgende Kapitel 2. 
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zwei Grundhaltungen, die gegensätzliche Bewertungen implizieren, beide – wenn 
auch möglicherweise mit unterschiedlichem Gewicht – bei der Einstellungsbil-
dung berücksichtigt. Diese Beschreibung des Einstellungsbildungsprozesses ist 
aus psychologischer Sicht jedoch wenig realistisch. So legen etwa Befunde der 
Ambivalenz-Forschung nahe, dass sich aus widersprüchlichen Überlegungen 
Wertekonflikte ergeben können, bei denen Bürger nicht in der Lage sind, eine Ge-
samtbewertung eines Objekts vorzunehmen (Alvarez und Brehm 2002). In diesen 
Situationen erweisen sich Einstellungen als instabil und lassen sich mit dem RAS-
Modell und anderen einfachen Modellen der Einstellungsbildung nicht befriedi-
gend erklären. Dabei weichen im Grunde auch die Ambivalenz-Theoretiker nicht 
von der Annahme einer kompensatorischen Entscheidungsstrategie ab. Denn aus 
der Schwierigkeit, widersprüchliche Überlegungen abzuwägen, ergibt sich ja erst 
das Gefühl der Ambivalenz. Alternativ wäre eine nicht-kompensatorische Bewer-
tung denkbar, bei der in einem ersten Schritt eine oder wenige Überlegungen aus-
gewählt werden – etwa weil ihnen ein höherer Stellenwert beigemessen wird oder 
sie sich leichter auf den Gegenstand beziehen lassen (Billings und Marcus 1983; 
Redlawsk und Lau 2013). Bei einem solchen Modus der Einstellungsbildung ent-
stünden keine Konflikte zwischen Überlegungen, weil es Kriterien gäbe, mit de-
nen diese in eine Hierarchie gebracht, die Wichtigste ausgewählt und andere aus-
geschlossen werden können. Einstellungen zum Einsatz militärischer Mittel in 
Deutschland eignen sich besonders gut für die Analyse der Effekte gefühlter Am-
bivalenz, weil die Kontextbedingungen die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass die 
Bürger diese Sachfrage auf Grundlage potenziell widersprüchlicher Grundhaltun-
gen bewerten (wollen) und sich deren Widersprüchlichkeit bewusst sind. Zudem 
kann angenommen werden, dass sich die relevanten Grundhaltungen leicht auf die 
Frage nach militärischen Auslandseinsätzen beziehen lassen und solche Überle-
gungen somit auch von wenig interessierten und aufmerksamen Personen ange-
stellt werden können (Goren 2001; Hurwitz und Peffley 1987). 

Jenseits dieser Spezialfragen der politischen Einstellungsbildung eignet sich 
der skizzierte Politik- und Kommunikationswandel in Bezug auf die Auslandsein-
sätze der Bundeswehr, um zentrale Fragen der Repräsentationsforschung zu un-
tersuchen. Sich für oder gegen den Einsatz militärischer Mittel zu entscheiden ge-
hört zu den schwierigsten politischen Entscheidungen überhaupt, müssen sie doch 
meist teuer bezahlt werden. Umso wichtiger ist die demokratische Legitimation 
dieser Entscheidungen in Form der Unterstützung der Bevölkerung – schließlich 
gilt als Minimalkriterium der Qualität repräsentativer Demokratien, dass Regie-
rungshandeln langfristig den Wünschen der Bürger entspricht (Dahl 2000; Fuchs 
1998; Pitkin 1967). Die Repräsentationsforschung untersucht die Mechanismen, 
durch die solche Kongruenz in liberalen Demokratien entstehen beziehungsweise 
aufrechterhalten werden kann. Demnach können sich die Regierenden nach den 
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Wünschen der Bürger richten (Responsivität) oder sie übernehmen die  
(Meinungs-)Führung und überzeugen die Bürger von der Richtigkeit solcher Maß-
nahmen, die von der Bevölkerung zunächst abgelehnt werden. Vor diesem Hinter-
grund ist die Reaktion der Deutschen auf die Entwicklung der Bundeswehr zu ei-
ner Armee im Auslandseinsatz aus Sicht der Repräsentationsforschung von beson-
derem Interesse, weil diese kaum als responsives Verhalten der Regierenden auf 
einen Präferenzwandel der Bürger interpretiert werden kann. Wie dargestellt, war 
der Politikwandel vor allem durch Druck von außen getrieben, nicht durch Druck 
von innen (durch die Bürger). Zumindest bis in die Anfangsphase des Afghanis-
taneinsatzes kann also untersucht werden, in welchem Ausmaß politische Ent-
scheidungsträger die Bevölkerung von der Richtigkeit einer Politik überzeugen 
konnten, die diese selbst nicht einforderte. Soweit dies ohne Berücksichtigung der 
jeweiligen politischen Kommunikation überhaupt entschieden werden kann, kön-
nen militärische Auslandseinsätze als durch wenige technische Details gekenn-
zeichnete, leicht verständliche Sachfragen gelten. Dies macht sie zu einem harten 
Testfall der Fähigkeit politischer Entscheidungsträger, die Bevölkerung von einem 
Politikwechsel zu überzeugen. 
 
 
1.2 Die untersuchten Einsätze der Bundeswehr 

 
Im empirischen Teil des Buches wird die Einstellungsbildung zu den Bundeswehr-
Einsätzen in Somalia, im Kosovo, in Afghanistan sowie zu dem 2002/2003 mög-
lichen Einsatz im Irak untersucht. Hierbei handelt es sich um entscheidende Weg-
marken der skizzierten Entwicklung des deutschen Einsatzes militärischer Mittel 
seit Ende des Kalten Krieges. Gleichzeitig stellen die Einsätze separate Fälle dar, 
bei denen die Einstellungsbildung unter Berücksichtigung der jeweils gegebenen 
Rahmenbedingungen betrachtet werden sollte. 

Der Einsatz in Somalia war der erste Einsatz, bei dem eine substanzielle An-
zahl von Bundeswehr-Soldaten in ein Land jenseits der NATO-Grenzen geschickt 
wurde. Die politische Entscheidung für eine deutsche Beteiligung an diesem in-
ternational geführten, UN-mandatierten Einsatz muss dabei vor dem Hintergrund 
sowohl der deutschen Weigerung, sich 1991 mit eigenen Truppen am Golf-Krieg 
zu beteiligen, als auch der Kohl-Doktrin gesehen werden, laut der deutsche Trup-
pen nicht in Gebieten eingesetzt werden sollten, die während des Zweiten Welt-
kriegs von der Wehrmacht besetzt waren. Diesem Prinzip zu folgen bedeutete, 
dass sich Deutschland nicht an der Bewältigung der Zerfallsprozesse im ehemali-
gen Jugoslawien beteiligen konnte. In der Lesart vieler Beobachter blieb der deut-
schen Regierung wenig anderes übrig, als deutsche Soldaten nach Somalia zu schi-
cken, wollte man aufkommende Zweifel an der außenpolitischen Verlässlichkeit, 
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Bündnisfähigkeit und Handlungsfähigkeit des wiedervereinigten Deutschlands 
ausräumen. Dass es sich bei diesem Einsatz tatsächlich um eine vergleichsweise 
risikoarme Möglichkeit handelte, dies zu erreichen, dürfte die Entscheidung eben-
falls beeinflusst haben (Bierling 2014; Longhurst 2004; Philippi 1997). Entspre-
chend wurde bei der Ausgestaltung der deutschen Mission darauf geachtet, die 
Gefahr kriegerischer Auseinandersetzungen zu minimieren. Analog spielten in der 
öffentlichen Begründung des Einsatzes militärische oder sicherheitspolitische 
Überlegungen keine Rolle, sondern es wurde auf der einen Seite die humanitäre 
Dimension, auf der anderen Seite die Notwendigkeit betont, dass Deutschland sei-
ner Verantwortung bei der Lösung internationaler Krisen gerecht werden müsse. 

Beim Einsatz im ehemaligen Jugoslawien 1999 spielten genuin militärische 
Aspekte dagegen eine zentrale Rolle, ging es hier doch (zunächst) darum, serbi-
sche Truppen aus dem Kosovo zurückzudrängen. Dies sollte mit Luftangriffen er-
reicht und so die Vertreibung und Verfolgung albanisch-stämmiger Kosovaren ge-
stoppt werden. In Deutschland war die Frage nach der Legitimität dieser Ziele 
ebenso wie die fehlende völkerrechtliche Legitimation Gegenstand einer heftigen 
innenpolitischen Debatte, die quer durch die politischen Parteien geführt wurde. 
Bei der Entscheidung der rot-grünen Bundesregierung, Bundeswehr-Einheiten in 
den Luftkrieg im Kosovo zu schicken, spielten neben dem Argument der Schutz-
verantwortung angesichts schwerer Menschenrechtsverletzungen wiederum die 
außenpolitische Verlässlichkeit und das Pflichtgefühl gegenüber den USA eine 
entscheidende Rolle. 

Die Entscheidung für den Einsatz in Afghanistan stand unter wiederum an-
deren Vorzeichen. Nach den Terroranschlägen des 11. September 2001 wurde der 
NATO-Bündnisfall ausgerufen; die Bundesregierung erklärte ihre uneinge-
schränkte Solidarität mit Amerika. Obwohl die Bundeswehr nicht mit regulären 
Truppen an der Vertreibung der Taliban aus Afghanistan beteiligt wurde, stand ein 
substanzieller deutscher Beitrag zu der folgenden Stabilisierungsmission im We-
sentlichen außer Frage und wurde von allen im Parlament vertretenen Parteien mit 
Ausnahme der PDS mitgetragen. Die vorrangingen operativen Ziele dieses Ein-
satzes waren dabei zunächst – ähnlich wie im Somalia-Einsatz – Friedenssiche-
rung und Wiederaufbau. Allerdings wurde das Risiko, bei der Ausführung auf 
Wiederstand zu stoßen und in Gefechte verwickelt zu werden, als ungleich höher 
eingeschätzt. Neu war zudem, dass die Präsenz deutscher Truppen in Afghanistan 
in den Zusammenhang der Gewährleistung der Sicherheit in Deutschland gestellt 
wurde. Mit dem vielzitierten Hinweis des damaligen Verteidigungsministers Peter 
Struck, Deutschlands Sicherheit werde auch am Hindukusch verteidigt, erhielt der 
Einsatz eine weitere Rechtfertigungsdimension, die in den vorigen Einsätzen keine 
Rolle gespielt hatte. In der Folgezeit wurden dann allerdings vor allem der gesell-
schaftliche Wiederaufbau in der öffentlichen Darstellung betont, was durch die 
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relative Stabilität der nördlichen Region, in der die Bundeswehr stationiert war, 
ermöglicht und begünstigt wurde. Mit dem Wiedererstarken der Taliban ver-
schlechterte sich jedoch die Sicherheitslage in Afghanistan und spätestens mit dem 
vom neugewählten U.S.-Präsidenten Barack Obama eingeleiteten Strategie-
Wechsel im Jahr 2008 wandelte sich auch die Bundeswehr-Mission von einem 
eher passiven Stabilisierungseinsatz zu aktiver Aufstandsbekämpfung. Die stei-
gende Zahl von Gefechten, in die deutsche Soldaten verwickelt wurden, führte zu 
entsprechender medialer Aufmerksamkeit und sorgte dafür, dass die genuin mili-
tärische Dimension des Einsatzes stärker in den Vordergrund trat. 

Der Irak-Fall im Jahr 2003 schließlich stellt in dieser Reihe einen Sonderfall 
dar, weil sich Deutschland weder am Sturz Saddam Husseins noch an der Folge-
mission zur Friedenserhaltung mit Bundeswehr-Truppen beteiligte. Außerdem 
war die deutsche Debatte über die Irak-Frage vergleichsweise deutlich entlang par-
teipolitischer Linien strukturiert und der Prinzipienkonflikt wurde insofern expli-
ziter als in den anderen Fällen, weil die Forderungen des Bündnispartners USA 
kritisch hinterfragt wurden. Während Bundeskanzler Schröder bereits im Bundes-
tagswahlkampf im Herbst 2002 eine deutsche Beteiligung kategorisch ausschloss 
und damit einen offenen Konflikt mit den Vereinigten Staaten auslöste, vermieden 
es die Vertreter der bürgerlichen Oppositionsparteien, dem Bündnispartner eine 
ähnlich rigorose Absage zu erteilen. Obwohl auch sie betonten, dass eine militäri-
sche Auseinandersetzung am Golf nur das letzte Mittel sein könne, zeigten sie 
doch eine größere Bereitschaft, an einem Waffengang teilzunehmen. Damit ergab 
sich die Situation, dass deutlich wahrnehmbare (wenn auch im Wahlkampf teil-
weise überspitzt dargestellte) parteipolitische Unterschiede in der relativen Wich-
tigkeit von Antimilitarismus und Atlantizismus vorlagen. Während das rot-grüne 
Lager bei der Begründung ihrer Ablehnung ausschließlich auf ersteres verwies, 
spielte im schwarz-gelben auch die Solidarität mit den Vereinigten Staaten eine 
Rolle.6 

Die Implikationen dieser Deutschland-spezifischen Kontextbedingungen für 
die Einstellungsbildung werden hier vor allem für Zeitpunkte analysiert, zu denen 
die politischen Entscheidungen über die Einsätze tatsächlich getroffen wurden o-
der als herausragende Ereignisse einen gegebenen Einsatz medial salient gemacht 
haben. Nicht untersucht werden dagegen beispielsweise die Einstellungen zum 
KFOR-Einsatz der Bundeswehr, der als Folgemission des Kosovo-Kriegs wäh-

                                                 
6  Ähnlich wie beim Kosovo-Einsatz war in der innenpolitischen Debatte über den Irak-Krieg zu-

dem das fehlende UN-Mandat ein wichtiges Thema, wobei sich die unterschiedlichen Sichtwei-
sen der Parteilager auch auf die Bewertung dieses Aspekts niederschlugen. Siehe hierzu die Aus-
führungen in Kapitel 6. 



1 Einleitung 23 

rend des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts von Politik und Bevölkerung weit-
gehend unbeachtet durchgeführt wurde.7 Das Hauptargument für die genannte 
Schwerpunktsetzung ist, dass die öffentliche Meinung in solchen Perioden den 
größten Einfluss auf politisches Handeln hat. Dies gilt sowohl für die Partizipation 
der Bürger als auch für Sachfrageentscheidungen der Politiker. So zeigt eine zu-
nehmende Zahl von Studien, dass außen- und sicherheitspolitische Themen die 
Wahlentscheidung beeinflussen (Aldrich et al. 1989; Brooks et al. 2010; Norpoth 
und Sidman 2007; Pötzschke et al. 2015; Rattinger 1990; Reifler et al. 2011; 
Schoen 2004) und Politiker bei ihren Entscheidungen für oder gegen den Einsatz 
militärischer Mittel die öffentliche Meinung berücksichtigen (Jacobs und Page 
2005; Jacobs und Shapiro 1999; Page und Shapiro 1983; Rattinger 1985; Schoen 
2010; Sobel 2001). Voraussetzung für diese Effekte ist jedoch, dass die Themen 
salient sind. Mit dieser Schwerpunktsetzung lässt sich zudem die Hypothese be-
sonders überzeugend testen, dass außenpolitische Grundhaltungen die Hauptde-
terminanten der deutschen Bevölkerungseinstellungen waren. Starke Grundhal-
tungseffekte in Zeiten geringer Salienz des Themas wären nur ein schwaches Indiz 
dafür, dass diese Dispositionen im Vergleich zu anderen Erklärungsfaktoren be-
sonders einflussreich sind. Denn die Wirkung einsatzspezifischer Wahrnehmun-
gen und parteipolitischer Loyalitäten hängt mutmaßlich stark davon ab, dass poli-
tische Entscheidungsträger Stellung beziehen und die Medien darüber und über 
die Lage im Einsatzgebiet berichten. Dagegen kann angenommen werden, dass 
die Ableitung spezifischer Sachfrageorientierungen aus allgemeineren Grundhal-
tungen auch in Zeiten geringer Salienz für praktisch alle Bürger möglich ist, da es 
sich bei militärischen Auslandseinsätzen um ein eher leicht verständliches und 
wenig technisches Thema handelt.8 Ein strenger Test der Bedeutung grundhal-
tungsbasierter Einstellungsbildung setzt daher voraus, dass ganz unterschiedliche 

                                                 
7  Betrachtet man die zeitliche Entwicklung der öffentlichen Meinung zu diesem Einsatz (siehe 

Abbildung 24 in Anhang C), zeigt sich eine bemerkenswerte Parallelität zu jener des Afghanis-
tan-Einsatzes (siehe Abbildung 21 in Kapitel 7). Dies lässt vermuten, dass es sich bei den Reak-
tionen auf die Fragen nach dem KFOR-Einsatz um relativ flüchtige Bewertungen eines weitge-
hend unbekannten Objekts handelte, die nicht zuletzt von leicht zugänglichen Überlegungen be-
züglich des Afghanistan-Einsatzes beeinflusst wurden. 

8  Die Idee, dass Bürger bereichsspezifische Grundhaltungen ohne große kognitive Anstrengungen 
für die Bildung spezifischerer Sachfrageorientierungen verwenden können, wurde vor allem von 
Hurwitz und Peffley (1987; Peffley und Hurwitz 1985) vorgebracht. Auch die Theorie symboli-
scher Einstellungen geht davon aus, dass mentale Repräsentationen bestimmter Objekte mit star-
ken affektiven Ladungen verknüpft sind und diese Ladungen mühelos (und zum Teil unbewusst) 
auf andere Objekte übertragen werden (Sears 1993; Sears et al. 1980). Wenn die Sachfragen 
jedoch zu kompliziert oder obskur erscheinen, stehen möglicherweise überhaupt keine (symbo-
lischen) Bewertungskriterien zur Verfügung – worauf Carmines und Stimson (1980) mit ihrer 
Unterscheidung einfacher und schwieriger Sachfragen hinweisen. Bei dem hier interessierenden 
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Informationen im Umfeld der Bürger verfügbar und die Bedingungen daher güns-
tig dafür sind, dass die Einstellungen auf Grundlage alternativer Überlegungen 
gebildet werden. 

Nachteil dieser Strategie ist, dass langfristige Trends durch fallspezifische 
Aspekte überlagert werden können und daher schwieriger aufzudecken sind. Jen-
seits der Prominenz der Prinzipien Antimilitarismus und Multilateralismus wiesen 
alle Bundeswehr-Einsätze und die sie begleitenden öffentlichen Debatten weitere 
saliente Dimensionen auf. Bei dem Einsatz in Somalia waren dies beispielsweise 
verfassungsrechtliche Fragen, die erst im Anschluss an diesen Einsatz mit dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Juli 1994 geklärt wurden; bei der 
Intervention der NATO im Kosovo waren die fehlende völkerrechtliche Legitima-
tion in Form eines UN-Mandats und die Frage nach der Schutzverantwortung 
wichtige zusätzliche Aspekte. Es ist also davon auszugehen, dass bei jedem der 
Einzelfälle weitere Faktoren eine Rolle spielten und die Bedeutung der Grundhal-
tungen zum Antimilitarismus und Multilateralismus überlagerten oder mit ihr in-
teragierten. Insofern ließe sich argumentieren, dass es besonders aufschlussreich 
wäre, die Einstellungsbildung an Zeitpunkten zu untersuchen, an denen die Deut-
schen gerade nicht mit direkten Überzeugungsbotschaften der politischen Ent-
scheidungsträger und einsatzspezifischen Details konfrontiert waren, sondern die 
Einsätze quasi auf sich allein gestellt beurteilen mussten. Um diese Facette unter-
suchen zu können, werden die Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz auch wäh-
rend ereignisärmerer Perioden untersucht (insgesamt 2001-2010). Dieser Einsatz 
bietet sich für eine derartige Analyse an, weil er den wichtigsten deutschen Aus-
landseinsatz darstellt und die Deutschen von diesem Einsatz zumindest gehört und 
eine ungefähre Vorstellung davon hatten, worum es dabei ging (Fiebig 2011, 
2012). Der Wandel der Aufgaben von der Friedenssicherung zur Aufstandsbe-
kämpfung und der damit einhergehenden öffentlichen Debatte, der im Zeitraum 
2007-2009 stattfand, bieten zudem die Möglichkeit, die Implikationen des vorge-
schlagenen Modells auch in der zeitlichen Perspektive zu untersuchen. 

 
 

1.3 Vorgehensweise und Aufbau des Buches 
 

Das weitere Buch umfasst sieben Kapitel. Im folgenden Kapitel 2 wird zunächst 
ein theoretisches Modell entwickelt, das den politischen Diskurs über die hand-

                                                 
Thema dürfte es sich aus Sicht der Bürger insofern um eine leicht verständliche Sachfrage han-
deln, als diese im öffentlichen Diskurs zu keinem Zeitpunkt so technizistisch behandelt wurde, 
dass dabei nicht mehr offenkundig gewesen wäre, dass über den Einsatz militärischer Mittel dis-
kutiert wurde.  
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lungsleitenden Prinzipien deutscher Außenpolitik mit grundhaltungsbasierter Ein-
stellungsbildung verknüpft. Am Ende des Kapitels werden allgemeine Hypothesen 
formuliert, die im empirischen Teil spezifiziert und überprüft werden. Kapitel 3 
befasst sich mit der Frage, wie diese Hypothesen in Anbetracht der Datenlage un-
tersucht werden können. Im Fokus steht hierbei die Messung der Grundhaltungen 
und ihrer Konstellation. Wenn in den verwendeten Umfragedaten keine Instru-
mente zur Verfügung stehen, die eigens zur Messung der Grundhaltungen entwi-
ckelt wurden, müssen weniger inhaltsvalide Indikatoren verwendet werden. Um 
beurteilen zu können, wie problematisch diese tatsächlich sind, sollen sie in Kapi-
tel 3 aus messtheoretischer Sicht untersucht werden. Dies geschieht auf Grundlage 
von Umfragedaten, die sowohl die inhaltsvaliden als auch die (mutmaßlich) prob-
lematischen Indikatoren enthalten, so dass ein direkter Vergleich der Operationa-
lisierungen möglich ist. 

In den Kapiteln 4 bis 7 werden die Effekte der Grundhaltungen und ihrer 
Konstellation anhand der vier Fälle untersucht, die im vorigen Abschnitt bereits 
kurz beschrieben wurden. Jedes der Kapitel stellt eine Fallstudie dar, in der die 
Einstellungen zu einem spezifischen Einsatz analysiert werden. Die fallweise 
Gliederung bietet sich an, da die öffentlichen Debatten über die Entsendung der 
Bundeswehr stets eng mit dem jeweiligen spezifischen Konfliktfall verknüpft wa-
ren und unter den Eindrücken der bereits absolvierten (oder noch andauernden) 
deutschen Auslandseinsätze stattfanden. Jedes Kapitel beginnt mit der Beschrei-
bung der relevanten Kontextmerkmale, um dann aus dem bereits skizzierten Mo-
dell der Einstellungsbildung fallspezifische Hypothesen über die (relative) Bedeu-
tung der Grundhaltungen abzuleiten. Nachdem die jeweils verfügbaren Daten und 
Messinstrumente beschrieben wurden, werden die Hypothesen getestet. In einem 
letzten Abschnitt am Ende der Kapitel werden die Ergebnisse zusammengefasst, 
zu den Befunden der vorangegangen Kapitel in Beziehung gesetzt und ihre Impli-
kationen für das theoretische Modell diskutiert. 

In Kapitel 4 werden zunächst die Einstellungen zum Einsatz in Somalia ana-
lysiert, bei dem deutsche Soldaten 1993 im Auftrag der UN zur Friedenssicherung 
zwischen Bürgerkriegsparteien beitragen sollten. Kapitel 5 wendet sich der Mili-
tärintervention der NATO im Kosovo zu, an der sich Deutschland 1999 trotz des 
fehlenden UN-Mandats beteiligte und die den ersten Kampfeinsatz deutscher 
Truppen nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs darstellte. Im folgenden  
Kapitel 6 werden die Einstellungen der Deutschen zu einem möglichen Einsatz im 
Irak im Jahr 2003 analysiert. Hier wird von der chronologischen Betrachtung ab-
gewichen, da im Anschluss und zum Abschluss der Bundeswehr-Einsatz in Af-
ghanistan betrachtet werden soll. Der Irak-Fall wird zuerst analysiert, da er sich in 
einem kurzen zeitlichen Rahmen abspielte, während das deutsche Engagement in 
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Afghanistan mehr als ein Jahrzehnt andauerte und genau diese langfristige Per-
spektive in Kapitel 7 eine wichtige Rolle spielen soll. 

Im abschließenden Kapitel 8 werden die Ergebnisse zusammengefasst, Im-
plikationen diskutiert und auf Probleme, Einschränkungen und verbleibende of-
fene Fragen verwiesen, die in zukünftiger Forschung zu klären sind. 



2 Theoretische Analyse 

Ziel dieses Kapitels ist es, ein theoretisches Modell zu entwickeln, das die Einstel-
lungsbildung der deutschen Bevölkerung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr 
mit dem öffentlichen Diskurs über diesen Gegenstand verknüpft. Außerdem soll 
das Modell die Implikationen einer simultanen Aktivierung widersprüchlicher 
Grundhaltungen für die Einstellungsbildung beschreiben. Um diese Ziele zu errei-
chen, teilt sich das folgende Kapitel in drei Abschnitte. Zunächst wird die Kon-
textebene weitgehend ausgeklammert und die grundlegenden theoretischen Bau-
steine der (individual-)psychologischen Einstellungsforschung beschrieben. Dies 
sind die kognitive Architektur (Lang- und Kurzzeitgedächtnis) sowie zwei Infor-
mationsverarbeitungsprozesse, die innerhalb dieser Architektur ablaufen und in 
der Einstellungsforschung eine herausragende Rolle spielen (gedächtnisbasierte 
Einstellungsbildung vs. Online-Modell). Es wird begründet, warum die gedächt-
nisbasierte Einstellungsbildung in Anbetracht des hier interessierenden Einstel-
lungsobjekts eine geeignetere Grundlage für die weitere Modellentwicklung dar-
stellt. Daran anschließend wird ein einfaches Modell der politischen Einstellungs-
bildung entwickelt, das das Informationsumfeld der Bürger mit der individuellen 
Einstellungsbildung verknüpft und damit die grundlegenden Bausteine der ge-
dächtnisbasierten Einstellungsbildung identifizierbar macht. Da die öffentliche 
Debatte über alle Auslandseinsätze stets um die Prinzipien Antimilitarismus und 
Atlantizismus kreiste, sollten die Grundhaltungen der Bürger zu diesen Prinzipien 
die entscheidenden Erklärungsfaktoren der Einstellungen darstellen. Im letzten 
Abschnitt wird diskutiert, wie Einzelüberlegungen zu Gesamtbewertungen weiter-
verarbeitet werden und inwiefern das Vorliegen bestimmter Grundhaltungskons-
tellationen diesen Prozess beeinflussen kann. Es wird argumentiert, dass die Be-
rücksichtigung dieser Konstellationen dazu beiträgt, die Einstellungsbildung bes-
ser zu verstehen, weil sie beispielsweise den Blick auf die Frage lenkt, ob die zum 
Teil heftigen öffentlichen Konflikte über die Prinzipien deutscher Außenpolitik zu 
ähnlich konflikthaften, mentalen Zuständen bei den Bürgern geführt haben. 

2.1 Kognitive Strukturen und Prozesse 

Einstellungsbildung ist ein mentaler Prozess, bei dem verschiedene kognitive 
Strukturen eine Rolle spielen. Involviert sind sowohl das Arbeits- als auch das 
Langzeitgedächtnis, wobei letzteres in einen deklarativen und einen impliziten 
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